Merkblatt zum Pflegezeitgesetz

Ziel des Pflegezeitgesetzes ist es, den Beschäftigten die Möglichkeit zu eröffnen, pflegebedürftige nahe Angehörige in häuslicher Umgebung zu pflegen und damit die Vereinbarkeit von Beruf und familiärer Pflege zu verbessern.

Das Pflegezeitgesetz sieht zwei mögliche Freistellungstatbestände vor. Zum einen die kurzzeitige Arbeitsverhinderung (maximal 10 Arbeitstage) sowie zum anderen die Pflegezeit (maximal 6 Monate).

Kurzzeitige Arbeitsverhinderung

Beschäftigte haben das Recht, kurzfristig der Arbeit fernzubleiben, wenn dies erforderlich ist, um für einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen in einer akut aufgetretenen Pflegesituation eine bedarfsgerechte Pflege zu organisieren oder eine pflegerische Versorgung in dieser Zeit sicher zu stellen.

1) Anspruchsumfang
Der Freistellungsumfang umfasst maximal 10 Arbeitstage; er ist nicht auf das Kalenderjahr begrenzt. Die/ der Beschäftigte kann die Freistellung pro Pflegefall beanspruchen, d.h. jeder weitere pflegebedürftig gewordene nahe Angehörige kann den Anspruch erneut auslösen.


2) Voraussetzungen
- Die Freistellung muss erforderlich sein, um einen nahen Angehörigen zu pflegen oder dessen Pflege zu organisieren.

- Es muss sich um eine akut aufgetretene Pflegesituation (z.B. nach einem Schlaganfall oder bei einer vorzeitigen Entlassung aus dem Krankenhaus) handeln. Der Pflegefall darf nicht schon länger vorhersehbar gewesen, sondern muss überraschend aufgetreten sein.

- Die Pflege muss einen nahen Angehörigen betreffen. Dies sind die Großeltern, Eltern, Schwiegereltern, Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft, Geschwister, leibliche Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder sowie solche des Ehegatten oder Lebenspartners, Schwieger- und Enkelkinder.

- Die/ der nahe Angehörige muss pflegebedürftig sein. Dies sind die Personen, bei denen mindestens die Pflegestufe 1 festgestellt wurde oder die Personen, die die Voraussetzungen für die Pflegestufe 1 voraussichtlich erfüllen. Dies ist durch eine ärztliche Bescheinigung nachzuweisen.

3) Geltendmachung 
Die/der Beschäftigte ist verpflichtet, der Universität die Verhinderung an der Arbeitsleistung und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich mitzuteilen. Dies erfolgt über den Urlaubsantrag, anzukreuzen ist die Beantragung eines Sonderurlaubs.

4) Entgeltfortzahlung
Für die kurzfristige Arbeitsverhinderung besteht grundsätzlich kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Gemäß § 29 Abs. 1 TV-L besteht nur bei einer schweren Erkrankung (hierzu zählt auch eine akute Pflegebedürftigkeit) eines Angehörigen, der im selben Haushalt wohnt, ein Anspruch auf einen Tag bezahlte Arbeitsfreistellung je Kalenderjahr. 

5) Sozialversicherung
Für die Dauer der kurzfristigen Arbeitsverhinderung besteht weiterhin Sozialversicherungspflicht. Eine durch die kurzfristige Arbeitsverhinderung bedingte Reduzierung des Arbeitsentgelts hat keinen Einfluss auf die für die Beurteilung der Kranken- und Pflegeversicherungspflicht maßgebliche Jahresarbeitsentgeltgrenze. Die Zeiträume werden fiktiv so gewertet, als wenn das bisherige Entgelt in unveränderter Höhe weiter gezahlt worden wäre.
Pflegezeit

Beschäftigte sind von der Arbeitsleistung vollständig oder teilweise freizustellen, wenn sie einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen in häuslicher Umgebung pflegen.

1) Anspruchsumfang
Die Pflegezeit besteht für jeden pflegebedürftigen nahen Angehörigen längstens sechs Monate.
Die Pflegezeit kann zwar für weniger als sechs Monate genommen werden, darf aber nicht auf mehrere Zeiträume verteilt werden sondern muss am Stück genommen werden. Wurde die Pflegezeit zunächst für einen kürzeren Zeitraum beantragt, kann diese bis zur Höchstdauer verlängert werden. Hier muss der Arbeitgeber jedoch zustimmen.

2) Voraussetzungen
- Es muss ein naher Angehöriger gepflegt werden (s.o.)

- Der Angehörige muss mindestens in der Pflegestufe 1 sein. Hierfür ist eine Bescheinigung der Pflegekasse oder des medizinischen Dienstes der Krankenassen vorzulegen. Bei Privatversicherten ist ein entsprechender Nachweis zu erbringen.

- Der nahe Angehörige muss in häuslicher Umgebung gepflegt werden. Die Pflege erfolgt somit entweder im eigenen Haushalt, im Haushalt des zu pflegenden Angehörigen oder im Altenwohnheim/ Altenwohnung mit eigener Kochmöglichkeit und eigenem Sanitärbereich.
 
3) Geltendmachung
Die Pflegezeit muss spätestens 10 Tage vor Beginn schriftlich angekündigt werden. In der Ankündigung muss angegeben werden, in welchem Umfang und für welchen Zeitraum die Freistellung gewünscht wird. Wird nur eine teilweise Freistellung in Anspruch genommen, wird hierüber ein Änderungsvertrag abgeschlossen.

4) Entgeltfortzahlung
Für die Dauer der Pflegezeit besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Wenn die Pflege selber sicher gestellt wird, zahlt die Pflegekasse jedoch ein Pflegegeld:



	Pflegestufe
	I
	II
	III

	ab 1. Juli 2008
	215,- €
	420,- €
	675,-€

	ab 1. Januar 2010
	225,- €
	430,- €
	685,- €

	ab 1. Januar 2012
	235,- €
	440,- €
	700,- €


5) Vorzeitige Beendigung der Pflegezeit
Für den Fall, dass der nahe Angehörige nicht mehr pflegebedürftig ist (z.B. durch Wegfall der Pflegebedürftigkeit oder Tod) oder die häusliche Pflege unmöglich oder unzumutbar ist, endet die Pflegezeit vorzeitig vier Wochen nach Eintritt der veränderten Umstände. Die/ der Beschäftigte ist verpflichtet, die Universität über die Änderung unverzüglich zu informieren.
Ansonsten kann eine vorzeitige Beendigung der Pflegezeit nur mit Zustimmung des Arbeitgebers erfolgen.


6) Sozialversicherung

Kranken- und Pflegeversicherung
Bei Beschäftigten, die bislang wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze (JAE) nicht kranken –und pflegeversicherungspflichtig waren, tritt Versicherungspflicht unmittelbar ein, wenn das wegen der teilweisen Inanspruchnahme der Pflegezeit verbleibende Arbeitsentgelt die JAE-Grenze nicht mehr übersteigt. Von der Pflichtversicherung kann man sich innerhalb von drei Monaten nach Beginn der Pflegezeit befreien lassen.

Bei einer vollständigen Inanspruchnahme von Pflegezeit endet die sich aus der bisherigen Beschäftigung ergebende Sozialversicherungspflicht.

Besteht eine Familienversicherung, bleibt der Kranken- und Pflegeversicherungsschutz bestehen. Kommt eine Familienversicherung nicht in Betracht, kann sich die/ der Beschäftigte freiwillig weiter versichern. Dies setzt allerdings eine Vorversicherung von mindestens 24 Monaten in den letzten fünf Jahren bzw. ununterbrochen für mindestens 12 Monate vor Beginn der Pflegezeit voraus. Sind auch diese Voraussetzungen nicht erfüllt, besteht Versicherungspflicht im Rahmen der „Versicherungspflicht für bisher Nichtversicherte“. Die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge werden auf Antrag von der Pflegekasse in Höhe der Mindestbeiträge erstattet. Dies gilt auch für Beiträge zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung.

Rentenversicherung
Beschäftigte sind in der Zeit, in der sie einen Pflegebedürftigen für mindestens 14 Stunden in der Woche in häuslicher Umgebung pflegen weiterhin rentenversicherungspflichtig, sofern der Pflegebedürftige Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen oder privaten Pflegeversicherung hat. Die Beiträge werden ebenfalls von der Pflegekasse getragen.

Arbeitslosenversicherung
Auch in der Arbeitslosenversicherung besteht weiterhin Versicherungspflicht. Die Beiträge werden über die Pflegekasse abgeführt.
Beschäftigte, die Pflegezeit in Anspruch nehmen, müssen keine Nachteile in der Höhe des Arbeitslosengeldes befürchten. Zeiten des verminderten Entgelts während der Pflegezeit werden bei der Ermittlung des Bemessungszeitraums für die Berechnung des Arbeitslosengeldes außer Ansatz gelassen.

In jedem Fall sollten Sie sich vor Aufnahme der Pflegezeit mit Ihrer Krankenkasse in Verbindung setzen, um die sozialversicherungsrechtlichen Auswirkungen zu klären.

7) Zusatzversorgung
Umlagen und Eigenanteile der/ des Beschäftigten sind für die Dauer der vollständigen Inanspruchnahme der Pflegezeit nicht zu entrichten. In dieser Zeit wächst die Anwartschaft auf betriebliche Altersversorgung nicht weiter an.

Wurde ein Vertrag zur Entgeltumwandlung mit der VBL abgeschlossen, ruht diese Vereinbarung nach schriftlicher Erklärung des Versicherungsnehmers entsprechend für die Dauer der Pflegezeit. 
Wird nur ein reduziertes Arbeitsentgelt gezahlt, muss darauf geachtet werden, ob der umzuwandelnde Betrag in der Höhe noch den Anforderungen zur Entgeltumwandlung entspricht oder ob der Mindestbeitrag gezahlt werden muss.

8) Tarifrechtliche Auswirkungen
Stufenlaufzeiten (§ 16 Abs. 3 i. V. m. § 17 Abs. 3 TV-L)
Die Pflegezeit führt zum Ruhen des Arbeitsverhältnisses. Das Arbeitsverhältnis wird unterbrochen. Diese Unterbrechung ist jedoch unschädlich für die Stufenlaufzeit, wird auf diese aber nicht angerechnet. Nach Ende der Pflegezeit läuft die Stufenlaufzeit regulär weiter (gilt nur bei vollständiger Inanspruchnahme der Pflegezeit, nicht bei Vereinbarung einer Teilzeitbeschäftigung!).

Erholungsurlaub (§ 26 TV-L)
Für jeden vollen Kalendermonat Pflegezeit verringert sich der Urlaubsanspruch um 1/12 (gilt nur bei vollständiger Inanspruchnahme der Pflegezeit, nicht bei Vereinbarung einer Teilzeitbeschäftigung!).

Jahressonderzahlung (20 Abs. 3 TV-L)
Auch die Höhe der Jahressonderzahlung verringert sich um jeden vollen Kalendermonat, in dem kein Entgelt gezahlt worden ist, um 1/12.
